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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Bornheim am Donnerstag, 
01.12.2016, 09:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 79/2016

  Nicht-öffentliche Sitzung  HFA Nr. 8/2017
 
Anwesende 
Bürgermeister 
Henseler, Wolfgang Bürgermeister  

Mitglieder 
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion  
Heller, Petra CDU-Fraktion  
Heßling, Günter CDU-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Koch, Christian FDP-Fraktion  
Koch, Maria - Charlotte Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Kretschmer, Gabriele CDU-Fraktion ab TOP 4 
Krüger, Frank W. SPD-Fraktion  
Lehmann, Michael Fraktion-DIE LINKE  
Marx, Bernd CDU-Fraktion  
Oster, Thomas CDU-Fraktion  
Quadt-Herte, Manfred Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Schmitz, Heinz Joachim SPD-Fraktion  
Söllheim, Michael CDU-Fraktion  
Voigt, Philipp SPD-Fraktion  
Weiler, Jürgen Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Wirtz, Hans-Dieter CDU-Fraktion  
Züge, Rainer SPD-Fraktion  

stv. Mitglieder 
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion  
Strauff, Bernhard CDU-Fraktion  
Wehrend, Lutz CDU-Fraktion  

Verwaltungsvertreter 
Brandt, Joachim  
Cugaly, Ralf  
Pilger, Christiane  
Schier, Manfred Erster Beigeordneter  
von Bülow, Alice Beigeordnete  
Walter, Sabine  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  

Nicht anwesend (entschuldigt) 
Bandel, Helga CDU-Fraktion  
Feldenkirchen, Else UWG/Forum-Fraktion  
Prinz, Rüdiger CDU-Fraktion  
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T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 
 Öffentliche Sitzung 

 
 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Einwohnerfragestunde  
3 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 60/2016 vom 

29.09.2016 
 

4 Neufassung der Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Bornheim 864/2016-11 
5 Aktualisierung der Dienstanweisung für das Rechnungsprüfungsamt 

der Stadt Bornheim 
865/2016-11 

6 Bestätigung des Gesamtabschlusses 2014 902/2016-2 
7 Benutzungs- und Gebührensatzungen betr. Flüchtlingsunterkünfte / 

Obdachlosenunterkünfte 
964/2016-5 

8 Prüfauftrag zur Gründung einer Wohnungs- und Grundstücksgesell-
schaft 

819/2016-2 

9 Konzept für einen Ordnungsaußendienst 845/2016-3 
10 Änderung des Unterhaltsvorschuss-Gesetzes 961/2016-11 
11 Beratung des Stellenplanes 2017 und 2018 543/2016-11 
12 Haushaltssatzung 2017 / 2018 mit allen Anlagen 596/2016-2 
13 7. Satzung zur Änderung der Satzung über die Festsetzung der He-

besätze für Gemeindesteuern der Stadt Bornheim (Hebesatzsatzung) 
vom 21.03.1997 

960/2016-2 

14 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

947/2016-1 

15 Anfragen mündlich  
 
 
 
Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

Bürgermeister Wolfgang Henseler eröffnet die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
der Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der 
Haupt- und Finanzausschuss beschlussfähig ist. 
 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss beschließt auf Vorschlag des Bürgermeisters, 
1. die Tagesordnungspunkte 11, 12 und 13 in die Januarsitzung zu vertagen und 

 
2. den Tagesordnungspunkt 7 von der Tagesordnung abzusetzen. 

 
Stimmenverhältnis: 
- Einstimmig - 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1-6, 8-9, 14-15. 
 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
Frau Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
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2 Einwohnerfragestunde  

Die Einwohnerfragestunde entfällt, da keine Fragen vorliegen. 
 

3 Entgegennahme der Niederschrift über die Sitzung Nr. 60/2016 
vom 29.09.2016 

 

Der Haupt- und Finanzausschuss erhebt gegen den Inhalt der Niederschrift über die Sitzung 
Nr. 60/2016 vom 29.09.2016 keine Einwände. 
 

4 Neufassung der Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Bornheim 864/2016-11 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 
 
Der Rat beschließt die folgende Neufassung der Rechnungsprüfungsordnung: 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am ….. aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 1 in 
Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen zur Durchführung der in den §§ 100, 101 und 102 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NW. S. 666 / SGV. NW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25.06.2015 
(GV.NRW.S.496) enthaltenen Bestimmungen folgende Rechnungsprüfungsordnung be-
schlossen: 
 
Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Bornheim 
 
I.  Stellung und Organisation des Rechnungsprüfungsamtes 
 
§ 1 
 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist dem Rat unmittelbar verantwortlich und in seiner sachli-

chen Tätigkeit ihm unmittelbar unterstellt. Der Bürgermeister / Die Bürgermeisterin ist 
Dienstvorgesetzter / Dienstvorgesetzte der Beamten / Beamtinnen und Angestellten des 
Rechnungsprüfungsamtes. 

 
(2) Der Leiter / Die Leiterin und die Prüfer / Prüferinnen des Rechnungsprüfungsamtes wer-

den vom Rat bestellt und abberufen. Die Prüfer / Prüferinnen sollen Beamte / Beamtinnen 
mindestens des gehobenen Dienstes oder Angestellte vergleichbarer Vergütungsgruppen 
sein. 

 
(3) Der Leiter / Die Leiterin des Amtes und die Prüfer / Prüferinnen sollen persönlich und 

fachlich für die Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes geeignet sein und über eine um-
fassende Kenntnis der gesamten Stadtverwaltung verfügen. 

 
(4) Der Leiter / Die Leiterin und die Prüfer / Prüferinnen sind in der Beurteilung der Prüfungs-

vorgänge nur dem Gesetz unterworfen. 
 
II.  Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes 
 
§ 2 
 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt übt die Kontrolle über die Haushaltsführung, das Kassen- 

und Rechnungswesen, die Vermögens- und Schuldenverwaltung und die wirtschaftliche 
Betätigung der Stadt aus. 

 
(2) Gesetzliche Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes sind: 
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1.  Die Prüfung des Jahresabschlusses der Gemeinde, 
2.  die Prüfung der Jahresabschlüsse der in § 97 Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 GO NRW benann-

ten Sondervermögen, 
3.  Prüfung des Gesamtabschlusses, 
4.  die laufende Prüfung der Vorgänge in der Finanzbuchhaltung zur Vorbereitung der Prü-

fung des Jahresabschlusses, 
5.  die dauernde Überwachung der Zahlungsabwicklung der Gemeinde und ihrer Sonder-

vermögen sowie die Vornahme der Prüfungen, 
6.  bei Durchführung der Finanzbuchhaltung mit Hilfe automatisierter Datenverarbeitung 

(DV-Buchführung) der Gemeinde und ihrer Sondervermögen die Prüfung der Pro-
gramme vor ihrer Anwendung, 

7.  die Prüfung der Finanzvorfälle gemäß § 100 Abs. 4 der Landeshaushaltsordnung, 
8.  die Prüfung von Vergaben. 
 

(3) Die Prüfung der von der Stadt Bornheim selbst entwickelten oder beschafften Programme 
für die Automation im Bereich der Haushaltswirtschaft vor ihrer Anwendung obliegt dem 
Rechnungsprüfungsamt der Stadt Bornheim gemäß § 103 Abs. 1 Ziff. 6 GO NRW. Das 
Rechnungsprüfungsamt kann sich dafür im Einzelfall des Rechnungsprüfungsamtes des 
Rhein-Sieg-Kreises bedienen. Haushaltsrechtlich relevante Programme, die vom Zweck-
verband civitec entwickelt oder beschafft wurden, werden vor ihrer Anwendung gemäß § 
103 Abs. 1 Ziff. 6 GO NRW nach § 10 Abs. 1 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung über 
den Betrieb eines Zweckverbandes von dem Rechnungsprüfungsamt des Rhein-Sieg-
Kreises geprüft. 

 
(4) Dem Rechnungsprüfungsamt werden folgende weitere Aufgaben übertragen: 
 

1. die Prüfung des Jahresabschlusses des Wasserverbandes “Südliches Vorgebirge”,  
2. die Prüfung des Jahresabschlusses des Wasserverbandes “Dickopsbach”,  
3. die Prüfung des Jahresabschlusses der Strom Netz Bornheim Verwaltungs GmbH, 
4. die Prüfung des Jahresabschlusses der Gas Netz Bornheim Verwaltungs GmbH, 

 
(5) Das Rechnungsprüfungsamt kann Prüfungen der Verwaltung auf Zweckmäßigkeit und 

Wirtschaftlichkeit vornehmen. 
 
(6) Der Rat kann dem Rechnungsprüfungsamt weitere Prüfungsaufgaben übertragen. 
 
(7) Der Bürgermeister / Die Bürgermeisterin kann innerhalb seines / ihres Amtsbereiches 

unter Mitteilung an den Rechnungsprüfungsausschuss dem Rechnungsprüfungsamt Auf-
träge zu Prüfungen erteilen. 

 
(8) Für die Durchführung der Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes erlässt der Rat eine 

Dienstanweisung. 
 
III. Unterrichtung des Rechnungsprüfungsamtes 
 
§ 3 
 
Alle Ämter haben das Rechnungsprüfungsamt unverzüglich von allen Unregelmäßigkeiten, 
die festgestellt oder vermutet werden, unter Darlegung des Sachverhaltes zu unterrichten. 
Das gleiche gilt für alle Verluste durch Diebstahl, Beraubung usw. sowie für Kassenfehlbe-
träge, die dem Kassenaufsichtsbeamten / der Kassenaufsichtsbeamtin zu melden sind. 
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§ 4 
 
Das Rechnungsprüfungsamt ist von der Absicht, wesentliche organisatorische Maßnahmen 
durchzuführen, zu unterrichten, damit es sich schon im Planungsstadium hierzu äußern 
kann. Dies gilt insbesondere für Änderungen oder Neueinrichtungen auf dem Gebiet des 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens. 
 
§ 5 
 
(1) Dem Rechnungsprüfungsamt sind die Prüfungsberichte sonstiger Prüfungsorgane (z.B. 

Gemeindeprüfungsanstalt, Wirtschaftsprüfer / Wirtschaftsprüferinnen) unverzüglich zuzu-
leiten. 

 
(2) Dem Rechnungsprüfungsamt sind alle Vorschriften, Verfügungen und Mitteilungen, durch 

die Bestimmungen des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens erlassen, geändert, 
erläutert oder aufgehoben werden, unverzüglich nach ihrem Erscheinen zuzuleiten. Das 
gleiche gilt für alle Unterlagen, die das Rechnungsprüfungsamt für seine Prüfungstätigkeit 
benötigt. 

 
(3) Wirtschaftliche  Betriebe und Einrichtungen mit kaufmännischer Buchführung haben ihre 

Zwischen- und Jahresabschlüsse dem Rechnungsprüfungsamt einzureichen. 
 
§ 6 
 
Die Namen der Zeichnungsberechtigten innerhalb des Haushalts- und Kassenwesens sowie 
der Umfang der erteilten Befugnisse sind dem Rechnungsprüfungsamt mitzuteilen. 
 
IV. Befugnisse des Rechnungsprüfungsamtes 
 
§ 7 
 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist berechtigt, von den Ämtern und Betrieben der Stadtver-

waltung sowie den sonstigen seiner Prüfung unterliegenden Einrichtungen jede für die 
Prüfung notwendige Auskunft und Aushändigung von Akten, Schriftstücken, Büchern usw. 
zu verlangen, soweit nicht gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. 
 

(2) Ergibt die Prüfung Unstimmigkeiten oder Unklarheiten, so hat das Rechnungsprüfungs-
amt die erforderliche Aufklärung durch den Dezernenten / die Dezernentin über den Bür-
germeister / die Bürgermeisterin anzufordern. 

 
(3) Der Leiter / Die Leiterin und die Prüfer / Prüferinnen haben im Rahmen ihrer Prüfungs-

aufgaben Zutritt zu allen Räumen und Baustellen. Sie sind befugt, die zu prüfenden Ver-
anstaltungen und Einrichtungen zu besuchen. 

 
(4) Das Rechnungsprüfungsamt ist nicht berechtigt, selbst Verwaltungsgeschäfte vorzuneh-

men, in die Geschäftsführung einzugreifen oder Weisungen für den Geschäftsbetrieb zu 
geben. 
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V.  Unterrichtung durch das Rechnungsprüfungsamt 
 
§ 8 
 
Werden vom Rechnungsprüfungsamt Unregelmäßigkeiten festgestellt, so sind der Bürger-
meister / die Bürgermeisterin und der Vorsitzende / die Vorsitzende des Rechnungsprü-
fungsausschusses zu unterrichten. 
 
VI. Rechnungsprüfungsausschuss 
 
§ 9 
 
(1) An den Sitzungen des Rechnungsprüfungsausschusses nimmt der Leiter / die Leiterin 

des Rechnungsprüfungsamtes teil. 
 
(2) Er / Sie gibt auf Verlangen dem Rechnungsprüfungsausschuss in allen Angelegenheiten, 

die zu dessen Zuständigkeiten gehören, Auskunft und gewährt Akteneinsicht. 
 
§ 10 
 
(1) Der Rechnungsprüfungsausschuss prüft den Jahresabschluss (§ 101 Abs. 1 Ziff. 1 GO 

NRW) und den Gesamtabschluss (§ 116 Abs. 6 GO NRW). Der Rechnungsprüfungsaus-
schuss bedient sich zur Durchführung der Prüfung des Rechnungsprüfungsamtes (§ 101 
Abs. 8 GO NRW). Der Rechnungsprüfungsausschuss berät über den Prüfungsbericht des 
Rechnungsprüfungsamtes und fasst das Ergebnis der Prüfung in einem Bestätigungs-
vermerk zusammen (§ 101 Abs. 3 GO NRW). Der Bestätigungsvermerk ist gemäß § 101 
Abs. 7 GO NRW unter Angabe von Ort und Tag vom Vorsitzenden des Rechnungsprü-
fungsausschusses zu unterzeichnen. 
 

(2) Der vom Rat festgestellte Jahresabschluss ist nach dessen Feststellung gemäß § 96 
Abs. 1 S. 1 GO NRW öffentlich bekannt zu machen und bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten (§ 96 Abs. 2 S. 2 GO 
NRW). 

 
VII. Inkrafttreten 
 
§ 11 
 
Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Rechnungsprüfungsordnung der Gemeinde Bornheim vom 12. August 
1998 außer Kraft. 
 
- Einstimmig -  
 

5 Aktualisierung der Dienstanweisung für das Rechnungsprü-
fungsamt der Stadt Bornheim 

865/2016-11 

Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 
 
Der Rat stimmt der folgenden Aktualisierung  der Dienstanweisung für das Rechnungsprü-
fungsamt der Stadt Bornheim zu: 
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Dienstanweisung für das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Bornheim 
 
Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am …….. § 2 Abs. 8 der Rechnungsprü-
fungsordnung folgende Dienstanweisung für das Rechnungsprüfungsamt beschlossen: 
 
1 Personal des Rechnungsprüfungsamtes 
  
1.1 Der Amtsleiter / Die Amtsleiterin 
  
1.11 ist Vorgesetzter / Vorgesetzte des Personals des Rechnungsprüfungsamtes 
  
1.12 verteilt die Aufgaben des Amtes auf das Personal und ist für die rechtzeitige und 

ordnungsgemäße Erledigung verantwortlich, 
  
1.13 nimmt selbst Prüfungsaufgaben wahr; Prüfungen von besonderer Bedeutung fin-

den unter seiner / ihrer Leitung statt, 
  
1.2 Die Prüfer / Prüferinnen 
  
1.21 führen die ihnen übertragenen Aufgaben in eigener Verantwortung durch, 
  
1.22 
 

haben zu Beginn einer Prüfung den Amtsleiter / die Amtsleiterin des zu prüfenden 
Amtes zu informieren, 
bei unvermuteten Kassen- oder Lagerbestandsprüfungen ist die Unterrichtung 
erst nach Sicherung der Prüfungsdaten durchzuführen, 

  
1.23 können die Prüfung auf Stichproben beschränken, soweit damit das Prüfungsziel 

erreicht wird, 
  
1.24 haben den Amtsleiter / die Amtsleiterin über den Fortgang der Prüfungen - bei 

wesentlichen Mängeln unverzüglich - zu unterrichten. 
  
2. Prüfungsberichte, Schriftverkehr 
  
2.1 Prüfungsberichte 
  
2.11 Prüfungsberichte sind kurz und verständlich abzufassen. Aus ihnen müssen sich 

der Prüfungszeitraum, das Prüfungsverfahren, der Umfang der Prüfung, die ge-
troffenen Feststellungen und evtl. Vorschläge ergeben. Unbedeutende Beanstan-
dungen sind an Ort und Stelle zu klären und auszuräumen; eine Aufnahme in den 
Prüfbericht entfällt. 

  
2.12 Die Berichte sind von allen Prüfern / Prüferinnen zu unterschreiben, die an der 

Prüfung teilgenommen haben. 
  
2.13  Der Amtsleiter / Die Amtsleiterin übersendet die Prüfungsberichte dem Bürger-

meister / der Bürgermeisterin. 
  
2.14 Für die Beantwortung von Prüfungsbemerkungen und Anfragen ist den Ämtern 

seitens des Amtes 11, im Übrigen seitens des Rechnungsprüfungsamtes eine 
angemessene Frist zu setzen. Sie beträgt im Allgemeinen 4 Wochen. Die Einhal-
tung der Frist ist von diesen Ämtern zu überwachen. Wird die Frist nicht eingehal-
ten, ist der Bürgermeister / die Bürgermeisterin zu unterrichten. 
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2.2 Schriftverkehr 
  
2.21 Der Schriftverkehr des Rechnungsprüfungsamtes ist vom Amtsleiter / von der 

Amtsleiterin zu unterzeichnen. Der Amtsleiter / Die Amtsleiterin ist berechtigt, sei-
ne / ihre Unterschriftsbefugnis im Rahmen der in der AGA getroffenen Regelun-
gen auf die Prüfer / Prüferinnen zu übertragen. 

  
2.22 Geprüfte Verwendungsnachweise unterzeichnet der Amtsleiter / die Amtsleiterin, 

wenn dies von der geldgebenden Stelle gefordert wird. 
  
2.23 Die Anschrift des Rechnungsprüfungsamtes lautet: “Stadt Bornheim - Rech-

nungsprüfungsamt”. 
  
3. Kennzeichnung der geprüften Unterlagen 
  
3.1 Die geprüften Unterlagen sind vom Prüfer / von der Prüferin grün zu kennzeich-

nen und mit seinem / ihrem Handzeichen zu versehen. Andere Ämter und Betrie-
be dürfen grüne Tinte, Grünstifte oder grüne Kugelschreiber nicht verwenden (s. 
AGA). 

  
3.2 Für die Tätigkeit des Rechnungsprüfungsamtes werden folgende Vermerke fest-

gelegt: 
 

 Gesehen = Sichtvermerk ohne Prüfung (Datum und Handzeichen) 
 

 Teilgeprüft = Prüfung der förmlichen, rechnerischen oder / und haushalts-
mäßigen Ordnungsmäßigkeit 
 

 Geprüft = Umfassende Prüfung wurde vorgenommen 
  
4. Allgemeine Grundsätze für die Prüfungstätigkeit 
  
4.1 Die Tätigkeit des Rechnungsprüfungsamtes muss darauf ausgerichtet sein, die 

Ordnungsmäßigkeit des gesamten Verwaltungshandelns zu sichern. 
  
4.2 Der Prüfer / Die Prüferin muss sich insbesondere vergewissern, ob die Arbeiten 

und Maßnahmen mit den geltenden Vorschriften in Einklang stehen, über die be-
willigten Ausgabemittel sparsam verfügt wurde und eine rechtzeitige und vollstän-
dige Einziehung der Einnahmen sichergestellt ist. 
 

5. Dauernde Überwachung der Kassen und Zahlstellen, Kassenprüfungen 
  
 Die dauernde Überwachung der Kassen und ihrer Zahlstellen sowie Anzahl und 

Inhalt der Prüfungen richten sich nach den Vorschriften des § 30 Abs. 5 GemHVO 
NRW. 

  
6. Geldwerte Drucksachen 
  
 Die geldwerten Drucksachen sind dahingehend zu kontrollieren, ob eine genaue 

Bestands- und Verbrauchskontrolle geführt wird und der Gegenwert ordnungsge-
mäß vereinnahmt worden ist. 

  
7. Lager- und Inventarbestände 
  
 Die Lager- und Inventarbestände und die Führung der Bestandsverzeichnisse 
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sind in angemessenen Zeitabständen unvermutet stichprobenartig zu prüfen. Die 
Stichprobenprüfung dieser Bestände und Verzeichnisse soll innerhalb eines Zeit-
raumes von 7 Jahren erfolgen. 

  
8. Prüfung der Vergaben und Bauvorhaben 
  
8.1 Die Prüfung der Vergaben von Bauleistungen, Leistungen und Lieferungen hat 

sich darauf zu erstrecken, ob die Vergabevorschriften sowie die haushaltsrechtli-
chen Regelungen beachtet wurden. 

  
8.2 Baurechnungen sind grundsätzlich in gleicher Weise zu prüfen wie die übrigen 

Belege, darüber hinaus auch fachtechnisch in angemessenem Umfang. Außer-
dem ist in Stichproben durch Baustellenbesichtigungen zu überwachen, ob die in 
Rechnung gestellten Bauarbeiten vertragsgemäß ausgeführt wurden und die be-
rechneten Materialien verwandt worden sind. 

  
8.3 Zeitpunkt und Ergebnis der Ortsbesichtigung sind aktenkundig zu machen. 
  
8.4 Fertiggestellte und abgerechnete Baumaßnahmen von größerer Bedeutung sind 

insbesondere daraufhin zu prüfen, ob 
 
die Finanzierung haushaltsrechtlich gesichert war, ggf. die entsprechenden Bewil-
ligungsbescheide über Bundes- und Landeszuschüsse vorlagen, 
 
das Baugenehmigungsverfahren und die planerische Vorbereitung bei Baubeginn 
ausführungsreif abgeschlossen waren, 
 
die Vergabevorschriften beachtet wurden, 
 
die vorgesehenen Zuschüsse und speziellen Darlehen rechtzeitig nach Baufort-
schritt geflossen sind, 
 
die Ausführung den ursprünglichen Plänen und baurechtlichen Auflagen ent-
spricht, 
 
die Bewilligungsbedingungen eingehalten wurden. 

  
9.  Vorprüfung 
  
 Für die Vorprüfung nach § 100 Abs. 4 LHO gelten die Regelungen und Hinweise 

des Landesrechnungshofes. 
  
10.  Jahresabschluss 
  
 Die vorläufige Fassung des Berichtes über die Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Gesamtabschlusses ist vom Amtsleiter / der Amtsleiterin mit dem Bür-
germeister / der Bürgermeisterin zu erörtern. 

  
11.  Inkrafttreten 
 Diese Dienstanweisung tritt am 09.12.2016 in Kraft. 
 
- Einstimmig -  
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6 Bestätigung des Gesamtabschlusses 2014 902/2016-2 
Auf Seite 9 des Gesamtlageberichtes sind die Worte „tariflichen Beschäftigten“ durch das 
Wort „Beamte“ zu ersetzen. 
 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat, wie folgt zu beschließen: 
 
Der Rat 

1. bestätigt den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften Gesamtabschluss 2014 
gemäß § 116 Abs. 1 Satz 3 GO NRW,  

2. beschließt, den Gesamtjahresfehlbetrag 2014 in Höhe von 11.044.967 Euro aus dem 
Eigenkapital zu decken, 

3. erteilt dem Bürgermeister gemäß § 116 Absatz 1 i.V.m. § 96 Absatz 1 Satz 4 GO 
NRW die Entlastung.  

 
- Einstimmig -  
 

7 Benutzungs- und Gebührensatzungen betr. Flüchtlingsunterkünf-
te / Obdachlosenunterkünfte 

964/2016-5 

- abgesetzt -  
 

8 Prüfauftrag zur Gründung einer Wohnungs- und Grundstücksge-
sellschaft 

819/2016-2 

Auf Anregung von AM Kleinekathöfer soll bei den weiteren Betrachtungen erörtert werden, 
ob und in welcher Form eine genossenschaftliche Betrachtung in Frage käme. 
 
Die CDU-Fraktion beantragt, 
1. die Beauftragung eines Beraters solange zurückzustellen, bis geklärt ist, ob die 

Ziele in Kooperation mit NRW-URBAN umgesetzt werden können, 
 
2. die Verwaltung zu beauftragen, eine Zusammenarbeit mit der Gemeinde Alfter zu 

prüfen. 
 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss  
 
1. beauftragt die Verwaltung ein Konzept zu entwickeln, um 

die aus der Wohnungsmarktanalyse abgeleiteten Ziele  
• unter Nutzung von Instrumenten zur Steuerung der privaten Bautätigkeit 

innerhalb der bestehenden Verwaltungsstrukturen 
alternativ 

• durch Gründung einer kommunalen Wohnungsbaugesellschaft 
zu erreichen, 

 
2. beschließt die Beauftragung eines Beraters solange zurückzustellen, bis geklärt 

ist, ob die Ziele in Kooperation mit NRW-URBAN umgesetzt werden können, 
 
3. beauftragt die Verwaltung, eine Zusammenarbeit mit der Gemeinde Alfter zu prü-

fen. 
 
- Einstimmig -  
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9 Konzept für einen Ordnungsaußendienst 845/2016-3 
Die CDU-Fraktion beauftragt den Bürgermeister, nach Besetzung der zusätzlichen Stellen 
eine Ordnungspartnerschaft mit der Polizei abzuschließen. 
 
Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss 
1. beschließt das als Anlage 1 beigefügte Konzept zur Einrichtung eines städtischen 

Ordnungsdienstes, 
2. beauftragt die Verwaltung alle erforderlichen organisatorischen und personellen 

Maßnahmen zur Einrichtung eines städtischen Ordnungsdienstes durchzuführen, 
3. beauftragt den Bürgermeister, nach Besetzung der zusätzlichen Stellen eine Ord-

nungspartnerschaft mit der Polizei abzuschließen. 
 

Abstimmungsergebnis 
19 Stimmen für den Beschluss (CDU, SPD, FDP, UWG, LINKE, BM) 
03 Stimmen gegen den Beschluss (B90/Grüne) 

 
10 Änderung des Unterhaltsvorschuss-Gesetzes 961/2016-11 

Beschluss: 
Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis.  
 
- Einstimmig -  
 

11 Beratung des Stellenplanes 2017 und 2018 543/2016-11 
- abgesetzt -  
 

12 Haushaltssatzung 2017 / 2018 mit allen Anlagen 596/2016-2 
- abgesetzt -  
 

13 7. Satzung zur Änderung der Satzung über die Festsetzung der 
Hebesätze für Gemeindesteuern der Stadt Bornheim (Hebesatz-
satzung) vom 21.03.1997 

960/2016-2 

- abgesetzt -  
 

14 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

947/2016-1 

Mündliche Mitteilungen betr. 
Wasserschaden in der Turnhalle des Alexander-von-Humboldt-Gymnasiums 
 
- Kenntnis genommen -  
 
Beantwortung von Anfragen aus vorherigen Sitzungen 
Keine. 
 

15 Anfragen mündlich  
Keine. 
 
 
Ende der Sitzung: 10:20 Uhr 
 
 
gez. Wolfgang Henseler  gez. Petra Altaner 
Bürgermeister  Schriftführung 
 


